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WinterhilfeundandereSorgenderGomeinden.
Vorsprachevon Städtevertretern beimFinanzminister .

HeutevormittagsempfingBundesministerfürFinanzenDr.Buresch
im Beisein des Ministerialrates Dr .Pfaundler eine vonVizebürgermeister
EmmerlinggeführteAbordnungdesStädtebundes,derfolgendeHerrenange-¬
hörten :DieBürgermeisterFischer( Innsbruck) ,Ing .Pichler(Klagenfurt),
Stanics ( Eisenstadt ) ,Ofenböck( WienerNeustadt ) ,Buger (St .Pölten )
undSichelrader( Steyr ) ,dieVizebürgermeisterProf .RücklundSchmid
( Graz) ,Preiss ( Salzburg) ,ferner Stadtrat HoneyundSekretär

Riemer.
DieStädtevertreterhabendemMinistereineReihevonWünschen

vorgetragen,diesichausderderzeitigenWirtschaftslageergebenund
deren Erfüllung die Gemeindenanstreben müssen ,umihre Haushalteund
Fürsorgeleistungen aufrechterhalten zu können .Anerster Stelle steht das
VerlangenderStädtevertreternachBereitstellungeinesBetragesaus
Bundeamittelnfür die Winterhilfezumindestin der gleichenHöhewieim
VorjahreunddieAufteilungdiesesBetragesimRahmenderBestimmungendea
vomNationalrateimAugust1932beschlossenenGesetzes ,jedochaufder
GrundlagederZahlderArbeitslosen.DieAbordnungverlangtefernerdie
EinleitungeinerAktionzurUmwandlungkurzfristigerkommunalerDarlehen
insolchemitlängererLaufzeitunddieHerabsetzungdesZinsfussesfür
GemeindedarleheninsbesonderebeidenSparkassen;dieBefreiungderGe¬
meindenvondenBeiträgenzurKleinrentnerhilfesowiedieBefreiungvonder Bezahlung der Dienstverleihungsgebühren ,also hinsichtlich dieser

Gebührendie GleichstellungderGemeindeangestelltenmitdenBundesange-¬
stellten .FernerstelltendieStädtevertreterdieForderungnachAufhebung
des Bundespräzipuums,das ist jenes Betragesvon10 MillionenSchilling ,
dervondenErtragsanteilenandenBundessteuernfür denBundzurückbe¬
haltenwird .ZweiweitereWünschederAbordnungbetrafendieSicherung
einer Bundes - oderRavagsubventionfür die Theaterin denBundesländern
überdenFetragvon100. 000Schilling ,derimBudgetdesBundesfürdas
Jahr 1934für diesenZweckvorgesehenist ,hinaus ,undeine baldigeEnt-¬
scheidung in der Angelegenheit jener Bundesmittelschulen ,für die die be - ¬
breffendenGemeindenjetztnochdieGebäudeerhaltung,Beheizung,Beleuch-¬
tungundandereLeistungenzu tragenhaben.

BundesministerDr .Buresch .äueserte sich ausführlichzudenr
oinzelnen Punkten undvoraprach , die Wünscheim gegebenenRahmen
inErwägungzuziehen.HinsichtlichderWinterhilfewarerinderLage,
derAbordnungmitzuteilen ,dassimkommendenWinterBundesmittelinder
Höhevon34MillionenSchillingzur Verfügungstehenwerden .Davonwird
ungefähreinDrittelnochheuerzurAuszahlunggelangen ,derRestwirdbis Mitte April 1934zur Gänzeausgezahltwerden .DieGrundsätzederVer¬
teilung dieser sowieandererder Winterhilfeaktionder Bundesregierung
zurVerfügungstehenderGeldererfolgtdurchdie ,vomMinisterratdamit
betreutenBundesministerSchmitzundStockinger.DieStädtevertreter
werdensichimLaufedernächstenWochemitdenbeidenMinisterninVer¬bindungsetzen .
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DieAufhebungdesVerzögerungszuschlagesunddieGemeindeWien.
NachZeitungsmeldungenhat die BundesregierungeineVerondnungbeschlossen ,dic die Einrichtung des Verzögerungszuschlages aufe

hebtunddasAusmassderVerzugszinsenfür rückständigeLandes- oderGemein¬
deabgabeneinheitlich mit sechs Prozentwiebei denBundesabgabenfest .

setzt .
Die"Rathauskorrespondenz"teiltdazumit :DieAnwendungder

Verzugszinsenvorschriften des Bundes auf die Landes - undGemeindeabgaben
bedeutetfür WienkeinerleiNeuerung,dahier aufGrundlandesgesetzlicher
Bestimmungendie Verzugszinsenstets nachdenjeweiligenBundesnermenbe- ¬
rechnetwurden ,währenddies in manchenanderenBundesländernnicht derFall

war .

Die Einrichtung des Verzögerungszuschlages besteht ausser in
Wiennochin der StadtSteyr .DerVerzögerungszuschlagbeträgtin Wienderzei
zehnProzent .Er wirdaber nicht schonWirksam ,wennder Steuerschuldnerdie
AbgabenichtamFälligkeitsterminbezahlt .VielmehrhatderSchuldnernoch
eine NachfristvonfünfTagen .Erst wennauchdieseFrist verstrichenist ,
chnedassdieZahlungerfolgtodereinStundungs-oderRatenansucheneinge¬
bracht wordenist,tritt der Verzögerungszuschlagein .UmdenVerzögerungszu¬
schlagzuvermeiden,waralsonichtmehrnotwendig,als dassderSteuerpflich¬tigefürseineSteuerangelegenheitennurdiegleicheSorgfaltaufwendete
wiefür sonstigeAngelegenheiten.Wennes dennochin einerAnzahltvonFällen
zumVerzögerungszuschlagkam ,so hattederStauerschuldnerdiesseinerei¬
genen Nachlässigkeit zuzuschreiben .Dass er in einem solchen Falle zueiner
Mehrleistungverhaltenwird ,ist begründetundliegt auchimInteresseder
pünktlichen Steuerzahler ,da die Evidenzhaltung ,Einmahnung unddergleichen
eine grosse Mehrbelastung verursachen und den Personalaufwand der Gemeinde

vergrössern .
Aberauchin denFällen ,in denenderVerzögerungszuschlag

wirksamwurdezwaraeineWirkungdurchdie schonseit langemgeübteentgegen¬
kommendePraxis der WienerAhgabenberufungskommission ,die denschwierigen

ausserordentli chWirtschaftsverhältnissenRechnungträgt ,beikleinerenSäumnissengemildert:
AnsuchenumNachsichtder Verzögerungszuschlageswerdennämlichvonder
Abgabenberufungskommissiongrundsätzlichsoerledigt ,dassbeiVerzögerunger1 .4 .unterzehnTagendie HerabsetzungaufdasAusmassdergesetzlichenVerzugs¬
zinsen ,beiVerzögerungenvonzehnbiszwanzigTagendieHerabsetzungo
auf die HälftedesVerzögerungszuschlagesbewilligt ,wird .DiesePraxis
bedeutet ,dass der zehnprozentigeVerzögerungszuschlagsichtatsächlich
erst bei Verzögerungenvonmehrals zwanzigTagenauswirkt .
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EinenVerzögerungszuschlaggibt es wohlnur in Wienund
in Steyr ;aber auchdie anderenLänderundGemeindenhabengleichwirken¬
de Einrichtungen ,wennauch in anderer Form .So gelten vielfach Verzugs¬
zinsensätze in einer solchen Höhe ,dass sich bei länger aushaftenden
Rückständen sogar eine viel höhere Belastung ergibt als in Wiendurch
denVerzögerungszuschlag.Beispielsweisesindfür Rückständebeider
steiermärkischen Fürsorgeabgabedie Zinsen mit zwei Prozent überder
Bankratefestgesetzt ;bei der Tiroler Lohnabgabebeträgt derZinsenentz
zwölfProzent ,bei der Tiroler Energieabgabesogar vierundzwanzigProzent .
In Kärnten und Vorarlberg gilt für Rückstände an Landes - undGemeindeab¬

gaben allgemein ein Verzugszinsensatz von zwölf Prozent .Aber auchbei
der Kraftwagenabgabe,also einer Steuer des Bundesselbst ,sihd beimehr
als einmonatigerSäumnisdie VerzugszinsenvomBeginnderVerzugszinsen¬
pflicht an im doppelten Ausmasszuzahlen .

Ob die Aufhebung des Verzögerungszuschlages für die Gemeinde
Wieneine finanzielle Einbussebedeutet ,kannnicht abgeschätztwerden,
da die aus dem Verzögerungszuschlag erfliessenden Einnahmen nur mehr

minderzufällige waren .Die Massnahmeder Bundesregierungbedeutetdaher
keinen neuenEingriff in die Finanzender GemeindeWien .Sie hatauch
für den Steuerzahler im allgemeinenkeine sonderliche Bedeutung .Wenn
die glatte Beseitigungdes Verzögerungszuschlageseine praktischeFolge
hat so höchstendie ,dassnichtderZahlungsunfähige,sonderderZahlungs¬
unwillige stärker geschützt sein wird .Obes amPlatze ist ,geradediese
Leutebesonderszu schützen ,wasder Masseder Steucrzahlernurzum
Nachteil gereicht ,kanndemUrteil der Oeffentlichkeit überlassenwerden .
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